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Zu einigen Problemen der Bearbeitung von Arbeitsschutzstraftaten

Der Schutz des Lebens, der Gesundheit und der Ar­
beitskraft der Bürger ist ein verfassungsmäßiges 
Grundrecht, das in unserer Republik immer besser ver­
wirklicht wird. Die gesellschaftliche Entwicklung erfor­
dert zwingend, den Kampf um die Steigerung der Ar­
beitsproduktivität eng mit der planmäßigen Verbesse­
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen der Werk­
tätigen zu verbinden. Allen Erscheinungen, ökonomische 
und technische Maßnahmen zu verselbständigen und 
die Probleme des Gesundheits- und Arbeitsschutzes als 
untergeordnete Aufgabe zu behandeln, muß konsequent 
entgegengetreten werden. Auf dem VIII. Parteitag der 
SED wurde unmißverständlich zum Ausdruck gebracht, 
daß Gleichgültigkeit in diesen Fragen nicht geduldet 
werden darf./*/ Die Sorge um den Menschen und die 
weitere Verbesserung ihrer Arbeitsbedingungen — wo­
bei den Fragen des Arbeitsschutzes eine große Bedeu­
tung zukommt — muß deshalb in den Betrieben von 
der Planung der Produktion bis zu ihrer Verwirkli­
chung im Mittelpunkt der gesamten Tätigkeit stehen.

Ergebnisse auf dem Gebiet des Gesundheits- und 
Arbeitsschutzes

Im Gesundheits- und Arbeitsschutz wurden bisher be­
achtliche Erfolge erreicht. Die Unfallquote (bezogen 
auf je 1 000 Beschäftigte) konnte von 48,6 im Jahre 
1960 auf 40,35 im Jahre 1971 gesenkt werden. Diese 
Ergebnisse sind Ausdruck des höheren Verantwortungs­
bewußtseins der Werktätigen und der leitenden Mit­
arbeiter sowie der tatkräftigen Mitwirkung vieler 
ehrenamtlicher Arbeitsschutzfünktionäre der Gewerk­
schaften.
Bei Unfülluntersuchungen und Betriebskontrollen fest­
gestellte Pflichtverletzungen zeigen aber auch, daß noch 
nicht überall und immer die gesetzlichen Bestimmun­
gen des Gesundheits- und Arbeitsschutzes und die be­
ruflichen Pflichten strikt eingehalten bzw. durchgesetzt 
werden. Versöhnlerisches Verhalten von Wirtschafts­
funktionären und Gewerkschaftsleitungen zu derartigen 
Pflichtverletzungen ist teilweise noch nicht überwun­
den. Anstatt die erforderlichen Erziehungsmaßnahmen 
anzuwenden, werden manchmal noch ungerechtfertigte 
Entschuldigungen, insbesondere unter Hinweis auf noch 
bestehende technische und ökonomische Schwierigkei­
ten, gebilligt. Es ist noch nicht jedem Staats- und Wirt­
schaftsfunktionär bewußt, daß er für die Einhaltung 
und Durchsetzung der Bestimmungen des Gesundheits­
und Arbeitsschutzes innerhalb seines Aufgabengebietes 
voll verantwortlich ist und zu gewährleisten hat, daß 
jede Pflichtverletzung auf gedeckt und untersucht wird 
und daß alle erforderlichen erzieherischen Maßnahmen 
ergriffen werden. Damit wird zugleich Arbeitsschutz­
straftaten vorgebeugt.

Anforderungen an die Aufdeckung und Bekämpfung 
von Arbeitsschutzstraftaten

Die wirksame Bekämpfung von Arbeitsschutzstraftaten 
erfordert, daß die Staatsanwälte in Zusammenarbeit mit 
den Arbeitsschutzinspektoren und Gewerkschaftsleitun­
gen Voraussetzungen dafür schaffen, daß
— jede strafrechtlich relevante Pflichtverletzung im 

Arbeitsschutz aufgedeckt wird und ihre Ursachen 
und Bedingungen ermittelt werden;

— jede Arbeitsschutzstraftat gesetzlich richtig beurteilt

/»/ Vgl. Bericht der Zentralkomitees an den VIII. Parteitag 
der SED, Berlin 1971, S. 42.

wird und die richtigen Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit ausgesprochen werden;

— gegen jede festgestellte Gesetzesverletzung, die keine 
Straftat ist, mit den Mitteln der Gesetzlichkeitsauf­
sicht vorgegangen wird.

Als Leiter des Ermittlungsverfahrens hat der Staats­
anwalt die Einhaltung der sozialistischen Gesetzlichkeit 
zu gewährleisten und insbesondere dafür Sorge zu tra­
gen, daß einerseits jede Arbeitsschutzstraftat als solche 
verfolgt, andererseits aber kein Werktätiger unberech­
tigt einer Arbeitsschutzstraftat beschuldigt wird.
Im Verhältnis zu den Arbeitsunfällen ist die Anzahl der 
Arbeitsschutzstraftaten gering. Der überwiegende Teil 
der Pflichtverletzungen im Arbeitsschutz sind Disziplin­
oder Ordnungswidrigkeiten. Es wäre ein ernster Feh­
ler, solche Pflichtverletzungen als Straftaten zu ver­
folgen. Vielmehr kommt es darauf an, durch verantwor­
tungsbewußte Aufklärung aller Umstände, Ursachen 
und Folgen der Pflichtverletzungen zu gewährleisten, 
daß diese Pflichtverletzungen als das qualifiziert wer­
den, was sie nach den gesetzlichen Bestimmungen tat­
sächlich sind. Zweckmäßigkeitsentscheidungen, die nicht 
auf den Rechtsnormen beruhen, widersprechen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit. Sie führen dazu, daß 
Arbeitsschutzstraftaten nicht aufgedeckt oder strafrecht­
lich relevante Arbeitsschutzverletzungen als Ordnungs- 
bzw. Disziplinwidrigkeiten verfolgt werden.

Zur Aufnahme und Überprüfung von Strafanzeigen

Um derartige Mängel und Fehler auszüschließen, 
kommt es insbesondere darauf an, daß
— bei Vorliegen des Verdachts einer Arbeitsschutzstraf­

tat vom verantwortlichen Leiter Anzeige erstattet 
wird;

— die Anzeigen sofort aufgenommen und vom Staats­
anwalt bzw. vom Untersuchungsorgan unverzüglich 
verantwortungsbewußt überpüft werden;

— diese Prüfung kurzfristig und mit hoher Qualität 
vorgenommen wird.

Das gilt ganz besonders für Arbeitsunfälle mit Massen­
oder Katastrophencharakter sowie für solche mit Todes­
folge oder besonders schweren Gesundheitsschäden.
Im Gesundheits- und Arbeitsschutz werden Anzeigen 
fast ausschließlich von den Arbeitsschutzinspektionen 
des FDGB sowie von staatlichen Kontrollorganen, z. B. 
der technischen Überwachung, der Bergbehörde usw., er­
stattet. Da diesen Anzeigen in der Regel Ergebnisse von 
Unfalluntersuchungen oder Betriebskontrollen durch 
diese Organe zugrunde liegen, kann mit der Anzeigen­
aufnahme zugleich geprüft werden:
— Zeitpunkt und Ort des Ereignisses,
— eingetretene bzw. mögliche Folgen,
— wer durch welche Pflichtverletzung die Ursache für 

den Unfall bzw. das Ereignis gesetzt hat,
— welche gesetzlichen Bestimmungen, betrieblichen 

Weisungen usw. im konkreten Fall in Betracht kom­
men,

— welche Beweismittel vorliegen (z. B. Name von Zeu­
gen, schriftliche Unterlagen usw.),

— worin das anzeigende Organ den Verdacht einer Ar­
beitsschutzstraftat sieht.

Derartige Angaben sind sowohl für die richtige Ent­
scheidung über die Begründetheit der Anzeige und die 
Einleitung eines Ermittlungsverfahrens als auch für die 
zu führenden Ermittlungen wichtig. Enthalten Anzeigen 
derartige Angaben nicht, so sind sie von den anzeigen-
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